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Sonderorganisationen der Vereinten Nationen, in deren Auf-
gabenbereich das Thema Gewalt gegen Kinder fällt, insbe-
sondere derjenigen, die Mitglieder der Interinstitutionellen
Gruppe zum Thema Gewalt gegen Kinder sind, eng zusam-
menarbeitet und kooperiert;

f) eine auf gegenseitiger Unterstützung gründende Zu-
sammenarbeit mit der Zivilgesellschaft einleitet, namentlich
mit den zuständigen nichtstaatlichen Organisationen und dem
Privatsektor, und auf die Förderung einer verstärkten Beteili-
gung von Kindern und Jugendlichen an Initiativen zur Verhü-
tung und Bekämpfung der Gewalt gegen Kinder hinwirkt;

60. fordert die Regierungen nachdrücklich auf und er-
sucht die Sonderorganisationen, die zuständigen Organe der
Vereinten Nationen, in deren Aufgabenbereich das Thema
Gewalt gegen Kinder fällt, und die regionalen, zwischenstaat-
lichen und zivilgesellschaftlichen Organisationen, einschließ-
lich der nichtstaatlichen Organisationen, sowie die zuständi-
gen Mechanismen und Vertragsorgane der Vereinten Natio-
nen, namentlich den Ausschuss für die Rechte des Kindes,
mit dem Sonderbeauftragten des Generalsekretärs zum The-
ma Gewalt gegen Kinder zusammenzuarbeiten und gegebe-
nenfalls Informationen über die Maßnahmen bereitzustellen,
die zur Gewährleistung und Achtung der Rechte der vor Ge-
walt zu schützenden Kinder beschlossen wurden;

61. ersucht den Sonderbeauftragten des Generalsekre-
tärs zum Thema Gewalt gegen Kinder nach seiner Ernennung
und die Sonderbeauftragte des Generalsekretärs für Kinder
und bewaffnete Konflikte, zusammenzuarbeiten und ihre Ak-
tivitäten eingedenk ihrer Komplementarität abzustimmen und
in dieser Hinsicht im Rahmen ihres jeweiligen Mandats ge-
meinsam sicherzustellen, dass auf die Situationen aller Kin-
der eingegangen wird, die Gewalt ausgesetzt oder von Gewalt
bedroht sind, namentlich bei bewaffneten Konflikten, auslän-
discher Besetzung, Völkermord, Verbrechen gegen die
Menschlichkeit, Kriegsverbrechen, Terrorismus oder Geisel-
nahme, oder dort, wo Friedenssicherungseinsätze tätig sind,
um zu gewährleisten, dass kein Kind ohne Schutz bleibt;

62. ersucht den Sonderbeauftragten des Generalsekre-
tärs zum Thema Gewalt gegen Kinder, der Generalversamm-
lung, dem Menschenrechtsrat und dem Wirtschafts- und Sozi-
alrat jährlich Bericht zu erstatten und sicherzustellen, dass
diese Berichterstattung sachdienliche, zutreffende und objek-
tive Angaben über Gewalt gegen Kinder enthält, und dabei
die Auffassungen der Mitgliedstaaten und der Beobachter, die
Ergebnisse der Sondertagungen der Generalversammlung
über Kinder und die Studie der Vereinten Nationen über Ge-
walt gegen Kinder sowie die bestehenden Mandate zu berück-
sichtigen;

IV

Folgemaßnahmen
63. beschließt,

a) den Generalsekretär zu ersuchen, der Generalver-
sammlung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen Bericht
über die Rechte des Kindes vorzulegen, der Angaben über
den Stand des Übereinkommens über die Rechte des

Kindes193 und die in dieser Resolution angesprochenen Pro-
bleme enthält;

b) die Sonderbeauftragte des Generalsekretärs für Kin-
der und bewaffnete Konflikte zu ersuchen, der Generalver-
sammlung und dem Menschenrechtsrat auch weiterhin Be-
richte über die erzielten Fortschritte und die im Rahmen der
Agenda für Kinder und bewaffnete Konflikte nach wie vor
bestehenden Probleme vorzulegen;

c) die Vorsitzende des Ausschusses für die Rechte des
Kindes zu bitten, der Generalversammlung auf ihrer dreiund-
sechzigsten Tagung mündlich über die Arbeit des Ausschus-
ses Bericht zu erstatten und dadurch die Kommunikation zwi-
schen der Versammlung und dem Ausschuss zu verbessern;

d) diese Frage auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung un-
ter dem Punkt „Förderung und Schutz der Rechte der Kinder“
weiter zu behandeln und Abschnitt III der Resolution über die
Rechte des Kindes 2008 dem Thema „Kinderarbeit unter be-
sonderer Beachtung ihrer Ursachen, einschließlich Armut
und mangelnder Bildung“ und 2009 dem Thema „Das Recht
des Kindes auf freie Meinungsäußerung in allen es betreffen-
den Angelegenheiten“ zu widmen.

RESOLUTION 62/142
Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 18. Dezember 2007,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 130 Stimmen bei 2 Ge-
genstimmen und 53 Enthaltungen, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/62/437, Ziff. 26)223:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und
Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbai-
dschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados,
Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Bru-
nei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica,
Côte d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische
Volksrepublik Korea, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecua-
dor, El Salvador, Eritrea, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Gua-
temala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Israel, Jamaika, Jemen, Jordani-
en, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Ke-
nia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Lao-
tische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia,
Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malay-
sia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko,
Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Ni-
ger, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippi-
nen, Ruanda, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, São
Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Serbien, Sierra Leo-
ne, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Su-
riname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan,
Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tu-
nesien, Türkei, Tuvalu, Uganda, Uruguay, Usbekistan, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte
Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Republik. 

223 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Angola, Äthiopien, Belarus, Benin, Bolivien,
Kap Verde, Kasachstan, Kirgisistan, Kuba, Namibia, Nigeria, Russische
Föderation, Simbabwe, Südafrika, Sudan, Tadschikistan, Turkmenistan,
Usbekistan und Venezuela (Bolivarische Republik). 
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Dagegen: Marshallinseln, Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosni-

en und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehe-
malige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Itali-
en, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Moldau,
Monaco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen,
Österreich, Palau, Papua-Neuguinea, Polen, Portugal, Republik
Korea, Rumänien, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Slo-
wakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ukraine, Un-
garn, Vanuatu, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Zypern.

62/142. Unzulässigkeit bestimmter Praktiken, die zum
Schüren zeitgenössischer Formen des Rassismus,
der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeind-
lichkeit und damit zusammenhängender Intole-
ranz beitragen

Die Generalversammlung,

geleitet von der Charta der Vereinten Nationen, der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte224, dem Internationa-
len Pakt über bürgerliche und politische Rechte225, dem Inter-
nationalen Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von
Rassendiskriminierung226 und anderen maßgeblichen Men-
schenrechtsübereinkünften,

unter Hinweis auf die Resolutionen der Menschenrechts-
kommission 2004/16 vom 16. April 2004227 und 2005/5 vom
14. April 2005228 sowie die Resolutionen der Generalver-
sammlung 60/143 vom 16. Dezember 2005 und 61/147 vom
19. Dezember 2006 zu dieser Frage und die Resolution
61/149 vom 19. Dezember 2006 mit dem Titel „Weltweite
Bemühungen um die vollständige Beseitigung von Rassis-
mus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und da-
mit zusammenhängender Intoleranz und umfassende Umset-
zung und Weiterverfolgung der Erklärung und des Aktions-
programms von Durban“,

sowie unter Hinweis auf das Statut des Nürnberger Ge-
richtshofs und das Urteil des Gerichtshofs, in dem unter ande-
rem die SS und alle ihre Bestandteile, einschließlich der Waf-
fen-SS, als verbrecherische Organisation anerkannt und als
für viele Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit verantwortlich erklärt wurden,

ferner unter Hinweis auf die maßgeblichen Bestimmun-
gen der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban,
die am 8. September 2001 von der Weltkonferenz gegen Ras-
sismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und
damit zusammenhängende Intoleranz verabschiedet wur-
den229, insbesondere auf Ziffer 2 der Erklärung und Ziffer 86
des Aktionsprogramms,

ebenso unter Hinweis auf die von dem Sonderberichter-
statter über zeitgenössische Formen des Rassismus, der Ras-
sendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz durchgeführte Studie230 und
von seinem Bericht231 Kenntnis nehmend,

in diesem Zusammenhang höchst beunruhigt darüber,
dass sich in vielen Teilen der Welt verschiedene extremisti-
sche politische Parteien, Bewegungen und Gruppen, nament-
lich Neonazi- und Skinhead-Gruppen, ausbreiten,

1. bekräftigt diejenige Bestimmung der Erklärung von
Durban229, in der die Staaten den Fortbestand und das Wieder-
aufleben von Neonazismus, Neofaschismus und gewalttäti-
gen nationalistischen Ideologien, die auf rassischen und na-
tionalen Vorurteilen gründen, verurteilten und erklärten, dass
diese Erscheinungen niemals und unter keinen Umständen zu
rechtfertigen sind;

2. bringt ihre tiefe Besorgnis zum Ausdruck über die
Verherrlichung der nationalsozialistischen Bewegung und
der ehemaligen Mitglieder der Waffen-SS, namentlich durch
die Errichtung von Denk- und Ehrenmälern sowie die Veran-
staltung öffentlicher Demonstrationen zur Verherrlichung der
nationalsozialistischen Vergangenheit, der nationalsozialisti-
schen Bewegung und des Neonazismus;

3. bekundet ihre Besorgnis über wiederholte Versuche,
Denkmäler, die zum Gedenken an diejenigen errichtet wur-
den, die während des Zweiten Weltkriegs gegen den Nazis-
mus kämpften, zu schänden oder zu zerstören sowie die sterb-
lichen Überreste dieser Personen widerrechtlich zu exhumie-
ren oder zu entfernen, und fordert die Staaten in dieser Hin-
sicht nachdrücklich auf, ihre einschlägigen Verpflichtungen,
unter anderem nach Artikel 34 des Zusatzprotokolls I zu den
Genfer Abkommen von 1949232, voll zu erfüllen;

4. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von dem Anstieg ras-
sistischer Zwischenfälle in mehreren Ländern und dem Auf-
kommen von Skinhead-Gruppen, die für viele dieser Zwi-
schenfälle verantwortlich sind, sowie von dem Wiederauf-
flammen rassistischer und fremdenfeindlicher Gewalt gegen
Angehörige ethnischer, religiöser oder kultureller Gemein-
schaften und nationaler Minderheiten, wie im jüngsten

224 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
225 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige
Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl.
Nr. 591/1978; AS 1993 750.
226 United Nations, Treaty Series, Vol. 660, Nr. 9464. Amtliche deutsch-
sprachige Fassungen: dBGBl. 1969 II S. 961; LGBl. 2000 Nr. 80;
öBGBl. Nr. 377/1972; AS 1995 1164.
227 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2004,
Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschn. A.
228 Ebd., 2005, Supplement No. 3 und Korrigenda (E/2005/23 und Corr.1
und 2), Kap. II, Abschn. A.

229 Siehe A/CONF.189/12 und Corr.1, Kap. I. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac189-12.pdf.
230 E/CN.4/2006/16 und Add.1, Add.2 und Corr.1 und Add.3 und 4.
231 Siehe A/62/306.
232 United Nations, Treaty Series, Vol. 1125, Nr. 17512. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1990 II S. 1550; LGBl. 1989
Nr. 62; öBGBl. Nr. 527/1982; AS 1982 1362.
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Bericht231 des Sonderberichterstatters über zeitgenössische
Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intole-
ranz festgestellt;

5. bekräftigt, dass derartige Handlungen den Aktivitä-
ten zugeordnet werden können, die in Artikel 4 des Internatio-
nalen Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von
Rassendiskriminierung226 beschrieben sind, und dass sie einen
klaren und offenkundigen Missbrauch des Rechts, sich fried-
lich zu versammeln, des Rechts auf Vereinigungsfreiheit, so-
wie des Rechts auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäu-
ßerung darstellen können, in dem Sinn, in dem diese Rechte
in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte224, dem In-
ternationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte225

und dem Internationalen Übereinkommen zur Beseitigung je-
der Form von Rassendiskriminierung garantiert sind;

6. betont, dass die beschriebenen Praktiken das Anden-
ken der unzähligen Opfer der im Zweiten Weltkrieg begange-
nen Verbrechen gegen die Menschlichkeit, insbesondere der
von der SS begangenen Verbrechen, beschmutzen und die
Gedanken von Jugendlichen vergiften und dass diese Prakti-
ken mit den Verpflichtungen der Mitgliedstaaten der Verein-
ten Nationen nach deren Charta und mit den Zielen und
Grundsätzen der Organisation unvereinbar sind;

7. betont außerdem, dass derartige Praktiken zeitge-
nössische Formen des Rassismus, der Rassendiskriminie-
rung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängen-
der Intoleranz schüren und dazu beitragen, dass sich verschie-
dene extremistische politische Parteien, Bewegungen und
Gruppen, namentlich Neonazi- und Skinhead-Gruppen, aus-
breiten und vermehren;

8. betont die Notwendigkeit, die erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um den beschriebenen Praktiken ein
Ende zu setzen, und ruft die Staaten auf, wirksamere, mit den
internationalen Menschenrechtsnormen vereinbare Maßnah-
men zur Bekämpfung dieser Erscheinungen und extremisti-
schen Bewegungen zu ergreifen, die eine echte Bedrohung
der demokratischen Werte darstellen;

9. bekräftigt, dass die Vertragsstaaten des Internationa-
len Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Ras-
sendiskriminierung nach dessen Artikel 4 unter anderem dazu
verpflichtet sind,

a) jede Propaganda und alle Organisationen zu verur-
teilen, die auf Ideen hinsichtlich der Überlegenheit einer Ras-
se beruhen oder die irgendeine Form von Rassenhass und
Rassendiskriminierung zu rechtfertigen oder zu fördern su-
chen;

b) unmittelbare und positive Maßnahmen zu treffen,
um jedes Aufreizen zur Rassendiskriminierung und alle ras-
sisch diskriminierenden Handlungen auszumerzen, unter ge-
bührender Berücksichtigung der in der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte niedergelegten Grundsätze und der
ausdrücklich in Artikel 5 des Übereinkommens genannten
Rechte;

c) jede Verbreitung von Ideen, die sich auf die Überle-
genheit einer Rasse oder den Rassenhass gründen, jedes Auf-
reizen zur Rassendiskriminierung und jede Gewalttätigkeit
oder Aufreizung dazu gegen eine Rasse oder eine Personen-
gruppe anderer Hautfarbe oder Volkszugehörigkeit sowie je-
de Unterstützung rassenkämpferischer Betätigung einschließ-
lich ihrer Finanzierung zu einer nach dem Gesetz strafbaren
Handlung zu erklären;

d) alle Organisationen und alle organisierten oder son-
stigen Propagandatätigkeiten, welche die Rassendiskriminie-
rung fördern und dazu aufreizen, als gesetzwidrig zu erklären
und zu verbieten und die Beteiligung an derartigen Organisa-
tionen oder Tätigkeiten als eine nach dem Gesetz strafbare
Handlung anzuerkennen;

e) staatlichen oder örtlichen Behörden oder öffentli-
chen Einrichtungen zu verbieten, die Rassendiskriminierung
zu fördern oder dazu aufzureizen;

10. ermutigt die Staaten, die Vorbehalte gegen Artikel 4
des Internationalen Übereinkommens zur Beseitigung jeder
Form von Rassendiskriminierung angebracht haben, ernsthaft
zu erwägen, diese Vorbehalte mit Vorrang zurückzunehmen;

11. verweist darauf, dass die Menschenrechtskommis-
sion in ihrer Resolution 2005/5228 darum ersucht hat, dass sich
der Sonderberichterstatter weiter mit dieser Frage befasst,
dass er in seinen künftigen Berichten einschlägige Empfeh-
lungen abgibt und in dieser Hinsicht die Auffassungen der
Regierungen und nichtstaatlichen Organisationen einholt und
berücksichtigt;

12. fordert die Regierungen und nichtstaatlichen Orga-
nisationen nachdrücklich auf, bei der Erfüllung der genannten
Aufgabe mit dem Sonderberichterstatter voll zusammenzuar-
beiten;

13. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben.

RESOLUTION 62/143
Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 18. Dezember 2007,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 177 Stimmen bei 3 Ge-
genstimmen und 3 Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/62/437, Ziff. 26)233:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, An-
gola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Arme-
nien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivi-
en, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Dar-
ussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa
Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominikani-
sche Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finn-
land, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada,

233 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Angola (im Namen der Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der afrikanischen Staaten
sind), Dominica, Indonesien, Jamaika, Kuba, Libanon und Norwegen.




